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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/ 1 — 68070 — 5646/68 


Bonn, den 26. Juni 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschaftspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats über die Begriffsbestimmung des 
Zollgebiets der Gemeinschaft. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. Mai 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die Begriffsbestimmung des Zollgebiets der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Grundlage der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft ist eine Zollunion, deren Errichtung im 
wesentlichen in Titel I Kapitel 1 des Vertrages ge- 
regelt ist. 

Dieses Kapitel des Vertrages enthält zusammen- 
hängende und genaue Vorschriften, insbesondere 
über die Abschaffung der Zölle unter den Mitglied- 
staaten, die Aufstellung und schrittweise Einfüh- 
rung des Gemeinsamen Zolltarifs sowie die Ände- 
rungen und Aussetzungen seiner Zölle; wenn auch 
in Artikel 27 dieses Kapitels bestimmt ist, daß die 
Mitgliedstaaten vor Ende der ersten Stufe, soweit 
erforderlich, eine Angleichung ihrer Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet des Zoll- 
wesens vornehmen, so wird in diesem Kapitel den 
Organen der Gemeinschaft jedoch keine Ermächti- 
gung erteilt, in dieser Sache zwingende Bestimmun- 
gen vorzuschreiben; eine gründliche Prüfung mit den 
Mitgliedstaaten hat jedoch die Notwendigkeit er- 
geben, in einem zwingenden Gemeinschaftsakt das 
Zollgebiet der Gemeinschaft zu bestimmen. 

Die in Artikel 9 des Vertrages erwähnte Zoll- 
union bezweckt, die Zollgebiete der Mitgliedstaaten 
durch ein Zollgebiet der Gemeinschaft zu ersetzen. 

Auf den Begriff des Zollgebiets der Gemeinschaft 
wird ausdrücklich Bezug genommen; dies gilt insbe- 
sondere für die Verordnungen und Richtlinien, die 
der Rat auf dem Gebiet des Zollrechts erlassen hat. 

Die Anwendung dieser Bestimmungen hat im In- 
teresse der Rechtssicherheit eine genaue Begriffsbe- 
stimmung des Zollgebiets der Gemeinschaft zur 
Voraussetzung. 

Grundsätzlich muß sich das Zollgebiet der Ge- 
meinschaft aus den Hoheitsgebieten der Mitglied- 
staaten zusammensetzen; es muß indessen den Be- 
sonderheiten Rechnung getragen werden, die sich 
aus internationalen Übereinkommen ergeben, die 
einige Mitgliedstaaten vor dem Inkrafttreten des 
Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft getroffen haben, und die eine 
Einschränkung oder Ausweitung ihrer Zollgebiete 
zur Folge haben; außerdem muß der besonderen 


Lage Rechnung getragen werden, die sich aus dem 
Protokoll über den innerdeutschen Handel und die 
damit zusammenhängenden Fragen ergibt. 

Diese Verordnung, die zum Zwecke der Anwen- 
dung des Zollrechts ergeht, steht nicht den Bestim- 
mungen entgegen, die in Übereinstimmung mit der 
gemeinschaftlichen Regelung für die Freizonen er- 
lassen worden sind. 

Der Vertrag hat nicht die erforderlichen Befug- 
nisse für eine Begriffsbestimmung des Zollgebiets 
der Gemeinschaft vorgesehen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Zum Zwecke der Anwendung des Zollrechts bilden 

folgende Gebiete das Zollgebiet der Gemeinschaft: 

— das Gebiet des Königreichs Belgien; 

— die deutschen Gebiete, in denen der Vertrag zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft gilt, mit Ausnahme des Gebiets von Büsin- 
gen (Gesetz zu dem Vertrag vom 23. November 
1964 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über 
die Einbeziehung der Gemeinde Büsingen am 
Hochrhein in das schweizerische Zollgebiet vom 
19. Juli 1967, Bundesgesetzblatt, Teil II, Seite 
2029); 

— das Gebiet der Französischen Republik, ausge- 
nommen die überseeischen Gebiete; 

— ■ das Gebiet der Italienischen Republik; 

— das Gebiet des Großherzogtums Luxemburg; 

— das Gebiet des Königreichs der Niederlande in 
Europa. 


Artikel 2 

Die aus dem Anhang ersichtlichen Gebiete außer- 
halb des Gebiets der Mitgliedstaaten gelten als zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehörig. 


Artikel 3 

Die Vorschriften dieser Verordnung lassen das be- 
stehende System des innerdeutschen Handels im 
Sinne des Protokolls über diesen Handel und die 
damit zusammenhängenden Fragen, insbesondere 
die gegenwärtige deutsche Regelung für die deut- 
schen Zollgebiete, unberührt. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und in allen Mitgliedstaaten unmittelbar 
anwendbar. 

Anhang 

— Das österreichische Gebiet von Mittelberg/Jung- 
holz, so wie es in den folgenden Verträgen defi- 
niert ist: Staatsveitrag vom 3. Mai 1868, Bayeri- 
sches Regierungsblatt, S. 1241, Mittelberg: Staats- 
vertrag vom 2. Dezember 1830, RGBl. 1891, S. 59; 

— das Gebiet des Fürstentums Monaco; 

— • das Gebiet der Republik San Marino. 


Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 


Begründung 


In den Vorschriften der meisten Verordnungen und 
Richtlinien, welche die Kommission dem Rat zur 
Harmonisierung des Zollrechts vorgeschlagen hat, 
wird ausdrücklich der Begriff des Zollgebiets der 
Gemeinschaft verwendet. 

Wenn in den Vorschriften dieser Begriff verwendet 
wird, so handelt es sich um nichts Ungewöhnliches, 
weil der Vertrag die Bildung einer Zollunion be- 
stimmt und diese nach Artikel 24 Abs. 2 des GATT 
dadurch zustande kommt, daß zwei oder mehrere 
Zollgebiete durch ein einziges Zollgebiet ersetzt 
werden, 

(1) wobei zwischen diesen Gebieten die Zölle und 
anderen beschränkenden Handelsvorschriften . . 
für annähernd den gesamten Handel oder we- 
nigstens für annähernd den gesamten Handel 
mit den aus den teilnehmenden Gebieten der 
Union stammenden Waren beseitigt werden, 
und 

(2) wobei die Mitglieder der Zollunion im Handel 
mit nicht teilnehmenden Gebieten im wesent- 
lichen dieselben Zölle und Handelsvorschriften 
anwenden. 

Im Vertrag heißt es in Artikel 9, daß die Grund- 
lage der Gemeinschaft eine Zollunion ist, die das 
Verbot umfaßt, „zwischen den Mitgliedstaaten Ein- 
und Ausfuhrzölle und Abgaben gleicher Wirkung 
zu erheben, sowie die Einführung eines Gemein- 
samen Zolltarifs gegenüber dritten Ländern.“ 

In Artikel 19 wird sodann erläutert, daß die Ge- 
meinschaft vier Zollgebiete umfaßt. 

Es ist festzustellen, daß das Zollgebiet einiger Mit- 
gliedstaaten mit ihrem Hoheitsgebiet nicht immer 


übereinstimmt. Diese Feststellung wird durch die 
tatsächliche Lage in jedem der Mitgliedstaaten un- 
termauert. 

1. Was Deutschland anlangt, umfaßt das Zollgebiet 
nicht einen kleinen Teil des Landes Baden-Würt- 
temberg, das als Zollgebiet der Schweiz gilt. 
Andererseits umfaßt das Gebiet das Kleine Wal- 
sertal (Jungholz/Mittelberg), das zum Hoheits- 
gebiet Österreichs gehört, überdies befinden sich 
die deutschen Gebiete im Sinne des Protokolls 
über den innerdeutschen Handel und die damit 
zusammenhängenden Fragen in einer beson- 
deren Lage. 

2. Bei den Benelux-Ländern stimmt das Zollgebiet 
mit dem Hoheitsgebiet überein, 

3. Für Frankreich bestimmt Artikel 1 des Code des 
Douanes, daß 

— - das Zollgebiet die Gebiete und Territorialge- 
wässer des kontinentalen Frankreichs, Korsi- 
kas, der französischen Küsteninseln und der 
überseeischen Departements Guadeloupe, 
Guyana, Martinique und Reunion umfaßt; 

— Freizonen, die ganz oder teilweise der Wir- 
kung der Zollvorschriften entzogen sind, in 
den vorbezeichneten Gebieten gebildet wer- 
den können; 

— - ausländische Gebiete oder Teile von auslän- 
dischen Gebieten in das Zollgebiet einbezo- 
gen werden können. 

So bildet das Fürstentum von Monaco in der Tat 
einen Teil des französischen Zollgebiets. 
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4. Nach Artikel 1 des italienischen Zollgesetzes 
gelten in Italien die Freihäfen, die Freipunkte, 
die Freilager, die Gemeinden Livigno und Cam- 
pione d’Italia sowie gewisse Grenzgewässer als 
außerhalb des Zollgebiets befindlich. Im übrigen 
gehört das Gebiet der Republik San Marino zum 
italienischen Zollgebiet. 

Es entspricht der allgemeinen Rechtsauffassung, daß 
die Bestimmungen des Vertrages grundsätzlich für 
das gesamte Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaates 
gelten. Theoretisch besteht daher Anlaß zu der An- 
nahme, daß das Zollgebiet der Gemeinschaft, zu- 
sammengesetzt aus den einzelnen Zollgebieten der 
Mitgliedstaaten, mit den Hoheitsgebieten überein- 
stimmen müßte. Es scheint nicht, daß Artikel 19 die- 
ser Auslegung entgegensteht. 

Auf Grund dieser Rechtslage und der tatsächlichen 
gegenwärtigen Gegebenheiten ist daher zu prüfen, 
inwieweit 

1. ein Teil des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaa- 
tes nicht Teil des Zollgebiets der Gemeinschaft 
auszumachen braucht, 

2. ein Teil des Hoheitsgebiets eines Drittstaates 
Teil des Zollgebiets der Gemeinschaft ausmachen 
kann. 


I. Bedingungen, unter denen ein Teil des Hoheitsge- 
bietes eines Mitgliedstaates nicht Teil des Zoll- 
gebiets der Gemeinschaft auszumachen braucht 

Zu dieser Frage ist die Kommission der Auffassung, 
daß getrennt voneinander die Fälle zu prüfen sind, 
in denen einerseits der Ausschluß vom Zollgebiet 
auf nationalem Recht beruht und andererseits die 
anderen Fälle. 

1. Die Zollunion hat die Harmonisierung der natio- 
nalen Gesetzesbestimmungen zur Voraussetzung, 
die die Möglichkeit vorsehen, den einen oder 
anderen Teil des Hoheitsgebietes vom Zollge- 
biet auszuschließen. Dieser Fall wird von dem 
Vorschlag einer Richtlinie des Rats über die Har- 
monisierung der Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften über Freizonen geregelt. 

2. Hinsichtlich der anderen Fälle ist zu unterschei- 
den einerseits zwischen den Hoheitsgebieten von 
Mitgliedstaaten, die dem Zollgebiet von Dritt- 
staaten angegliedert sind, und andererseits der 
tatsächlichen Lage der deutschen Gebiete, in 
denen nicht das Grundgesetz gilt. 


II. Bedingungen, unter denen ein Drittstaat ganz 
oder teilweise Teil des Zollgebietes der Gemein- 
schaft ausmachen kann 

Die Bedeutung dieser Frage ist auf einige Gebiete 
beschränkt: San Marino, Monaco, Kleinwalsertal. 

Dem ersten Anschein nach ist es nicht zweifelhaft, 
daß die Bestimmungen des Vertrages auf diese Ge- 
biete nicht anwendbar sind. Dies ist im übrigen 
ganz offensichtlich für alles, was nicht die Zoll- 
union betrifft. Indessen sind in der Tat seit dem 
Inkrafttreten des Vertrages die innergemeinschaft- 
lichen Herabsetzungen der Zollsätze in diesen Ge- 
bieten angewendet worden, weil sie Teil des Zoll- 
gebiets der betreffenden Mitgliedstaaten ausmachen. 
Umgekehrt ist in den Mitgliedstaaten auch kein 
Unterschied gemacht worden, je nachdem, ob die 
Waren aus den anderen Mitgliedstaaten selbst oder 
aus den Gebieten stammen, die den Zollgebieten der 
betreffenden Mitgliedstaaten angegliedert sind. 

Mit Rücksicht hierauf bestimmt Artikel 1 die Ge- 
biete, aus denen sich das Zollgebiet der Gemein- 
schaft zusammensetzt. Es handelt sich bei diesen Ge- 
bieten um die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten. 
Hinsichtlich der Bundesrepublik ist jedoch das Ge- 
biet von Büsingen ausgeschlossen worden, das zum 
Zollgebiet der Schweiz gehört. Was die Niederlande 
anlangt, so gehört nur ihr europäisches Gebiet zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft, weil nach niederlän- 
dischem Recht die Anwendung der Zollvorschriften 
auf dieses Gebiet beschränkt ist. 

Nach Artikel 2 gelten die Gebiete des Fürstentums 
Monaco, der Republik von San Marino und das 
österreichische Gebiet Jungholz/Mittelberg als zum 
Zollgebiet der Gemeinschaft gehörig. Diese Vor- 
schrift ändert in keiner Weise die internationale 
Rechtslage dieser Gebiete, wie sie sich aus den ent- 
sprechenden bilateralen Abkommen ergibt. Die 
Vorschrift soll nur die Folgerungen ziehen, die sich 
intern für die Gemeinschaft aus dieser Rechtslage 
ergeben. 

Artikel 3 hat nur deklaratorische Wirkung. Er be- 
zieht sich auf die gegenwärtige Lage, wie sie im 
Protokoll über den innerdeutschen Handel und die 
damit zusammenhängenden Fragen erläutert ist. 
Eine dieser Fragen ist die Begriffsbestimmung des 
deutschen Zollgebiets durch die deutsche Gesetz- 
gebung, aus der sich ergibt, daß keine Zölle für Wa- 
ren erhoben werden, die Gegenstand der beidersei- 
tigen Kontingente im innerdeutschen Handel sind. 
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